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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Renate Blank, Dirk Fischer (Hamburg),
Eduard Oswald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 14/8538 –

Stand der Planung und Finanzierung im Bundesfernstraßenbau

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Die Kommission „Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ hat in ihrem Schluss-
bericht vom 5. September 2000 zutreffend festgestellt, dass die für die Bun-
desfernstraßen notwendigen Neu- und Ausbauinvestitionen „in den kommen-
den Jahren nicht auch nur annähernd bedarfsgerecht getätigt werden können“.
Zuvor hatten sich bereits die Verkehrsminister der Bundesländer in ihrer Kon-
ferenz am 3./4. November 1999 mit der rückläufigen Finanzausstattung des
Bundesfernstraßenhaushalts befasst. Nach deren Berechnungen besteht eine
jährliche Finanzierungslücke von 2 Mrd. Euro.

Die Programme der Bundesregierung zur Finanzierung des Neu- und Aus-
baues der Verkehrsinfrastruktur reichen zur Bedarfsdeckung bei weitem nicht
aus. Dies gilt in besonderer Weise für den Bundesfernstraßenbau. Mit dem
Investitionsprogramm 1999 bis 2002 werden eine Fülle Straßenbaumaßnah-
men mit rd. 18 Mrd. DM (entsprechend 9 Mrd. Euro) lediglich anfinanziert;
der größere Anteil fällt mit über 11 Mrd. Euro erst ab 2003 an. Das vor zwei
Jahren angekündigte sog. Anti-Stau-Programm, das aus der Lkw-Maut finan-
ziert werden soll, wird frühestens 2003 finanzwirksam. Mit den für die Straße
vorgesehenen 1,4 Mrd. Euro aus dem Zukunftsinvestitionsprogramm, dessen
Mittel aus den UMTS-Versteigerungserlösen kommen, kann das durch unzu-
reichende Mittelzuweisungen zuvor entstandene Finanzloch nicht geschlossen
werden.

Nach Berechnungen der Prognos AG im Auftrag des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung (BMBF) entstehen durch den Stau auf deutschen Stra-
ßen jährlich volkswirtschaftliche Verluste in Höhe von nahezu 100 Mrd. Euro.
Die Bemühungen zur Verlagerung des Verkehrs von der Straße auf die
Schiene und die Wasserstraße haben bisher nicht in dem erwarteten Umfange
gegriffen. Auch in den nächsten Jahren ist eine Trendumkehr nicht in Sicht.
Nach Vorausschätzungen des Europäischen Zentrums für Wirtschaftsfor-
schung und Strategieberatung Prognos AG, Basel, veröffentlicht am 14. No-
vember 2001, wird bei gleichbleibender Transportleistung von Bahn, Binnen-
schiff und Rohrfernleitung der Straßengüterverkehr bis zum Jahr 2005 weiter
wachsen.



Drucksache 14/8735 – 2 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Beantwortung der Kleinen Anfrage erfolgt auf der Grundlage der aktuellen
mittelfristigen Programmplanung des BMVBW und dem Stand der Arbeiten
zur Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplans und zur Fortschreibung des
Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen. Die Antworten sind dementsprechend
strukturiert und damit weitergreifend als die Fragestellungen.

1. Welche Neu- und Ausbauprojekte im Bundesfernstraßennetz (Bundesauto-
bahnen und Bundesstraßen) sind planfestgestellt (Auflistung getrennt nach
Bundesländern)?

2. Welche der in der Antwort zu Frage 1 genannten Projekte sind baureif
(Auflistung getrennt nach Bundesländern)?

3. Welches Finanzvolumen haben die in den Antworten zu den Fragen 1
und 2 genannten Projekte?

4. Welche der in der Antwort zu Frage 2 genannten Maßnahmen sind in den
derzeit geltenden Finanzierungsplänen nicht enthalten?

Die Fragen 1 bis 4 werden wegen ihres inhaltlichen Zusammenhangs gemein-
sam beantwortet.
Es kann davon ausgegangen werden, dass alle noch nicht begonnenen Maßnah-
men in den Investitionsprogrammen 1999 bis 2002 (IP) und Zukunftsinvesti-
tionsprogramm 2001 bis 2003 (ZIP) bereits planfestgestellt und baureif sind
bzw. dieser Projektstatus für den geplanten Baubeginn rechtzeitig erreicht wird.
Beigefügt ist eine Tabelle aller im IP und ZIP enthaltenen und noch nach
2002 zu beginnenden, fortzusetzenden oder abzuschließenden Maßnahmen
(Anlage 1). Der finanzielle Überhang (Schleppe) dieser Programme umfasst
einschließlich der geplanten Ausgaben in 2003 ein Volumen von rd. 11,3 Mrd.
Euro, davon 5,2 Mrd. Euro für die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit. Darüber
hinaus sind rd. 4,1 Mrd. Euro zur Refinanzierung der privat vorfinanzierten
Maßnahmen notwendig.
Weitgehend oder vollständig fertiggestellte, aber noch restzufinanzierende Ver-
kehrseinheiten sind nicht einzeln dargestellt, sondern in „Restbeträgen“ zusam-
mengefasst.
Zur Beantwortung der Fragen 1 bis 4 ist ferner eine Tabelle der planfestgestell-
ten Maßnahmen beigefügt, die in keinem der mittelfristigen Programme IP und
ZIP sowie Anti-Stau-Programm 2003 bis 2007 (ASP) und „Bauen jetzt“ (Be-
treibermodell für den Ausbau von Bundesautobahnen – „A-Modell“) enthalten
sind. Diese Maßnahmen (insgesamt 90 Verkehrseinheiten) umfassen ein Volu-
men von rd. 2,7 Mrd. Euro. Eingeschlossen sind 775 Mio. Euro (17 Verkehrs-
einheiten) für Maßnahmen, die nach dem 31. Dezember 1999 planfestgestellt
wurden.

5. Bis zu welchem Zeitpunkt können sämtliche der in der Antwort zu Frage 2
genannten Projekte bei heutiger Mittelausstattung realisiert werden?

Nach der derzeitigen Planung können bis zum Jahr 2008/2009 alle Maßnahmen
der laufenden Programme, die Maßnahmen des ASP und des „Bauen jetzt“-
Programms sowie die planfestgestellten Maßnahmen außerhalb dieser Pro-
gramme (siehe Anlage 2) in Bau bzw. fertiggestellt sein.
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6. Welche Maßnahmen sollen aus den Einnahmen der Lkw-Maut ab 2003 zu-
sätzlich finanziert werden?

Teile der Einnahmen aus der LKW-Maut sollen für Maßnahmen des Anti-Stau-
Programms 2003 bis 2007 und des Programms „Bauen jetzt“ (siehe Anlage 3)
verwendet werden.
Darüber hinaus sieht das Gesetz zur Einführung der LKW-Maut vor, das
Mautaufkommen überwiegend zweckgebunden für die Verbesserung der Ver-
kehrsinfrastruktur zu verwenden. Die Bundesregierung wird auf Grundlage des
überarbeiteten Bundesverkehrswegeplans die weiteren Einzelmaßnahmen fest-
legen.

7. Welche in den „Vordringlichen Bedarf“ des Bundesverkehrswegeplans
(BVWP) eingestellten Maßnahmen sind nicht in den Finanzierungsplänen
enthalten?

8. Welche in den „Vordringlichen Bedarf“ des BVWP 1992 eingestellten
Maßnahmen sind von den Bundesländern zur Neubewertung angemeldet
worden?

9. Welche im BVWP 1992 enthaltenen Maßnahmen sind für den neuen
BVWP und zur Fortschreibung des Bedarfsplans nicht angemeldet wor-
den?

Die Fragen 7 bis 9 werden wegen ihres inhaltlichen Zusammenhangs gemein-
sam beantwortet.
Das BMVBW hatte im Rahmen der Vorarbeiten zur Überarbeitung des BVWP
und zur Fortschreibung des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen die Länder
aufgefordert, alle Maßnahmen (Verkehrseinheiten (VKE)) zu benennen, die er-
neut (Maßnahmen des bisherigen Vordringlichen bzw. Weiteren Bedarfs) oder
erstmals bewerfet werden sollen. Außerdem sollten solche Maßnahmen (VKE)
des geltenden Bedarfsplans benannt werden, für deren Realisierung nach Auf-
fassung der Länder ein Bedarf nicht mehr besteht. Die Länder haben hierauf
allerdings nur sehr zurückhaltend reagiert.
Naturgemäß haben sich viele der Maßnahmen des aktuellen Bedarfsplans durch
Planungen und Planungsüberlegungen gegenüber der Vergangenheit in Lage,
Länge und Kosten stark verändert, so dass eine Differenzierung der im Rahmen
der Überarbeitung des BVWP und der Fortschreibung des Bedarfsplans für die
Bundesfernstraßen neu oder erneut zu bewertenden Projekte entsprechend der
Fragestellung nicht möglich ist.
Auf die Antworten der Bundesregierung in gleicher Sache in Bundestagsdruck-
sache 14/3683 sowie in Bundestagsdrucksache 14/3715 wird verwiesen.
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In den Programmen IP (1999 bis 2002)
und ZIP (2001 bis 2003) enthaltene VKE

(Finanzbedarf ab 2003)

Anlage 1
zur Drucksache 14/8735
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In den Programmen IP (1999 bis 2002)
und ZIP (2001 bis 2003) enthaltene VKE

(Finanzbedarf ab 2003)

Anlage 1
zur Drucksache 14/8735
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In den Programmen IP (1999 bis 2002)
und ZIP (2001 bis 2003) enthaltene VKE

(Finanzbedarf ab 2003)

Anlage 1
zur Drucksache 14/8735
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In den Programmen IP (1999 bis 2002)
und ZIP (2001 bis 2003) enthaltene VKE

(Finanzbedarf ab 2003)

Anlage 1
zur Drucksache 14/8735
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In den Programmen IP (1999 bis 2002)
und ZIP (2001 bis 2003) enthaltene VKE

(Finanzbedarf ab 2003)

Anlage 1
zur Drucksache 14/8735
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In den Programmen IP (1999 bis 2002)
und ZIP (2001 bis 2003) enthaltene VKE

(Finanzbedarf ab 2003)

Anlage 1
zur Drucksache 14/8735
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In den Programmen IP (1999 bis 2002)
und ZIP (2001 bis 2003) enthaltene VKE

(Finanzbedarf ab 2003)

Anlage 1
zur Drucksache 14/8735
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Anlage 2
zur Drucksache 14/8735
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Anlage 2
zur Drucksache 14/8735
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In den Programmen ASP und
„Bauen jetzt“ (A-Modell)

enthaltene VKE

Anlage 3
zur Drucksache 14/8735
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In den Programmen ASP und
„Bauen jetzt“ (A-Modell)

enthaltene VKE

Anlage 3
zur Drucksache 14/8735
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